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Der Kapp-Putsch in Schleswig-Holstein unter besonderer Berücksichtigung der Stadt Kiel
Einleitung
Ziel und Hintergründe des Kapp-Putsches

Der Kapp-Putsch, der zum Ziele hatte, eine Militärdiktatur in ganz Deutschland zu errichten, fand seinen Niederschlag auch in Schleswig-Holstein, besonders in der Stadt Kiel, wo mit der Matrosenerhebung; von 1918 die Novemberrevolution, die letztlich scheiterte, ihren Ausgang genommen hatte.
Die Kapp-Putschisten, getragen von den Baltikumtruppen, ostpreußischen Großgrundbesitzern und militärischen Führern, waren mit allen Mitteln bestrebt, die Auflösungen von Reichswehr und Marineeinheiten zu verhindern,
 hatten ihre Anhänger und Verantwortlichen im ganzen Reich, in den staatlichen Be​hörden bis hinunter auf die kommunale Ebene, in der Beamten​schaft, besonders in den Führungsspitzen und weiter abnehmend im mittleren und unterem Beamtenbereich. Auch die Organe der Staatsgewalt, wie z.B. die Reichsmarine hatten hier in Kiel Konteradmiral v. Levetzow mit seinem Vorgesetzten Admiral Trotha
 ihre Anhänger.
– 2 –

Als eine für die Kapp-Putschisten günstige Bedingung muss man den seit Januar 1920 über das Reich verhängten Ausnahmezustand betrachten, der als besonders wichtig die Aufrechterhaltung der Arbeit in den lebenswichtigen Betrieben, d. h. ein Streikverbot für diese Betriebe, ansah und die technische Nothilfe, auf deren Charakter und Arbeit an anderer Stelle noch weiter eingegangen wird, vorsah, und noch weitere Maßnahmen enthielt, die die Ruhe und Ordnung im Reiche aufrechterhalten sollten. 

Weiter hatte der Beamtenapparat auf allen Gebieten keine durchgreifende Veränderung erfahren, so dass der alte militärisch-kaiserliche Gedanke noch führend war.
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…

Die Quellenlage zum Thema

…

Ich stütze mich größtenteils auf Akten und Zeitungen ….
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…

Hauptteil

Die Ankündigung der Machtübernahme

– 13 –

Auch als abends am 13. März im Gewerkschaftshaus eine Vetrauensmännerversammlung angesagt war zur Abkürzung [Abstimmung?] der weiteren Schritte, wurde diese durch eine Levetzower Mannschaft mit aufgepflanztem Bayonett auseinander gejagt, was natürlich ….
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Die Ruhe, die Levetzow hier anspricht, ist nichts anderes, als dass sich die Bevölkerung die Militärdiktatur hätte gefallen lassen. An dieser Stelle muß man sagen, dass die geheime Telefonverbindung Ebert–Groener, wie sie zur Niederschlagung der Novemberrevolution 1916 gebraucht wurde, euch hier als Sinnbild über dem ganzen Geschehen steht. Denn Levetzow befand sich nicht nur in Übereinstimmung mit seinem unmittelbaren Vorgesetzten, sondern der SPD-Verteidigungsminister Noske fordert gerade euch in diesen Tagen die Reichswehr auf, einig zu sein und gemeinsam zusammenzustehen im Kampf gegen den Bolschewismus, was letztlich geschah. Siehe statt Auflösung, neuer Einsatz im Ruhrgebiet.

Die Kämpfe am Donnerstag, dem 18. März

Obgleich der Rücktritt der Kapp-Regierung; bekannt war, Oberpräsident Lindemann und Polizeipräsident v. Löw, zurückgetreten waren, außerdem sowohl im Minensuchverband als auch innerhalb der Sicherheitspolizei, vor allem in der Mannschaftsebene, aufgrund einer Aufklärung ein politischer Umschwung sich abzeichnete, somit der militärische-bewaffnete Rückhalt für die Levetzower ziemlich geschwächt war, abgesehen von dem, was die Bevölkerung
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erlebt hatte, wahrscheinlich dennoch Levetzower Truppen durch die Stadt zogen, was für die Bevölkerung eine ungeheure Provokation darstellte, zumal diese Truppen bewaffnet waren.  

So kam es, dass am Donnerstagmorgen um 9.30 Uhr eine gemischte Abteilung des 2. Bataillons des 5. Marineregiments
 
 zur Verstärkung nach der Schiff- und Maschinenbauschule
 rückte, zunächst einzelne Personen einen Leutnant der Truppe angriffen und die Soldaten aufforderten, ihre Gewehre abzugeben. Die Truppen schossen, drei Tote und 15- 16 Verwundete waren die Opfer. Die Soldaten zogen sich in Richtung Preußerstraße zurück.

Doch die Menge, in ihr hielten sich Kommunisten und Mitglieder der U.S.P.D. auf,  hatte genug von dem Terror und der Unterdrückung der vergangenen Tage. Sie ging zu einem zweiten Angriff über, wobei ein Teil der Truppe (eine Abteilung des 2. Bataillon der Küstenwehrabteilung), die sich noch in der Schiff- und Maschinenbauschule aufhielt, die Waffenabgabe an die Arbeiter verweigerte und abmarschieren wollte, von ihr unter
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heftiger Gegenwehr entwaffnet wurde. Die Soldaten flüchteten teilweise in Richtung Hohenzollernpark (heute Schrevenpark), teilweise wurden sie erschossen oder gefangengenommen. Die Erregung der Bevölkerung war so groß, dass sogar einzelne sich an verletzten Gefangenen, die zum Gewerkschaftshaus überführt wurden, vergriffen bzw. wurden, soweit unverletzt, auf dem Weg dorthin verwundet. Die Arbeiter hatten von der Truppe Handwaffen jeglicher Art und ein Maschinengewehr entwendet bzw. holten sie sich diese aus der Maschinenbauschule.

Zur gleichen Zeit wurde von den Arbeitern auch die Kaserne Eichhof genommen.
 Hier erfolgte die weitere Bewaffnung der Arbeiter. Die Arbeiter besaßen jetzt Gewehre, Revolver, Handgranaten, Maschinengewehre und Minenwerfer.

Die Wachen wurden aus allen Betrieben herausgeholt. Gas wurde wieder abgegeben, desgleichen wurde nach einer Unterbrechung am Tage die Stromversorgung wieder aufgenommen.
An den Ausfallstraßen der Stadt platzierten sich Arbeitergruppen um die Stadtgrenze zu kontrollieren. Durch die Stadt zogen Patrouillen, zusammengesetzt aus Arbeitern und Sicherheitspolizei. Letztere hatten zum
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größten teil aufgrund interner Aufklärung und dem Erkennen des tatsächlichen Verhaltens der Kapp-Putschisten sich auf die Seite der Arbeiterschaft gestellt. Die Sicherheitspolizei übernahm auch zum teil die Führung im Kampfe dr bewaffneten Arbeiter gegen die Reichswehr. Am Nachmittag kam es wohl zu den heftigsten Kämpfen, die  es in Kiel und Schleswig-Holstein überhaupt in den Kapp-Putsch Tagen gegeben hat. Ziel der bewaffneten Arbeiterschaft war es, die dauernd aus dem Wiker Bereich nach Süden zum unteren Stadtteil vorstoßenden Reichswehrtruppen zurückzuschlagen und die neue Marinestation
, den Ort, von wo aus der damalige Militärbefehlshaber von Kiel, Admiral von Levetzow sein Unternehmen in Gang brachte, zu erobern. In einer nicht ungeschickten Umfassungsbewegung der Arbeiter, vom Rathaus, längst des Kleinen Kiel, die Bergstraße hinauf, die Holtenauerstraße bis zur Lornsenstraße, bis nach Düsternbrook Karolinenweg, zog sich das Kampfgeschehen, das örtliche Schwerpunkte beinhaltete: Vor der Sparkasse (heutige Kieler Spar- und Leihkasse am Lorentzendamm) blieben 17 bis 18 Tote auf dem Kampfplatz. Hier wurden Soldaten im Handgemenge von den Arbeitern überwältigt. 
„Zu schweren Kämpfen kam es auch an der Straßenkreuzung Bergstraße–Muhliustraße, in der Bergstraße, an der Ecke
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Holtenauer– und Lornsenstraße in der Gerhardstraße zwischen Jungmann– und Koldingstraße. Vom Lorentzendamm ging das Gebiet der Kämpfe durch die Dahlmannstraße und Schlossgarten zur Brunswiker Straße und Holtenauer Straße bis zur Lornsenstraße, und durch die Zweigstraße bis zum alten Stationsgebäude
, das von den Arbeitern schließlich besetzt wurde.
 Am schwersten wurde in der Bergstraße gekämpft.
 In der dortigen Mittelstraße hatten sich Zeitfreiwillige verschanzt, sie wurden aber letztlich daraus vertrieben. In den Abendstunden erst verlagerte sich der Kampf zum Stationsgebäude. Der Kampf an diesem Tag dauerte bis in die Abendstunden, obgleich um 14.15 Uhr von dem neuen Gouverneur ein Waffenstillstand verkündet worden war. 
Um zu einem Urteil über diesen Kampf zu kommen, muss man fragen, ob dieser nachmittägliche Kampf von den Arbeitern provoziert worden ist, um sich die Kappisten letztlich vom Halse zu schaffen, oder lag nachmittags eine neuerliche Provokation von Seiten der Truppen vor. Ich möchte an die-
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ser Stelle einen Bericht aus der Republik
 folgen lassen, aus dem hervorgeht, dass die Levetzower in keiner Weise daran dachten, Kiel zu räumen, sondern im Gegenteil, der Bevölkerung Kiel, vor allem der Arbeiterschaft, eine empfindliche Niederlage beizubringen und somit jeglichem Anzeichen eines „Bolschewismus“ zu begegnen. Weiter geht daraus hervor, dass Levetzow ca. 8000 Landsknechte zur Verfügung hatte, darunter auch echte Baltikumer, die vormittags in die Maschinenbauschule eingerückt waren, somit zahlen– und waffenmäßig, als auch ausbildungsmäßig den Arbeitern weit überlegen waren und drittens durch einen Zentralangriff auf das Gewerkschaftshaus in der damaligen Fährstraße
, der für die angegriffenen Arbeiter zunächst unauffällig geschah, da sich die Levetzower in kleine Stoßtruppen von ca. 10 bis 15 Mann aufgeteilt hatten, un in verschiedenen Straßen in weitere Entfernung vom Gewerkschaftshaus gingen, wo zumindest die politische Leitung der Arbeiter saß
.
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„Am Kleinen Kiel, am Lorentzendamm, in der Dahlmannstraße, die Brunswik herauf, in der Hospitalstraße und Karlstraße, in der Holtenauerstraße, Preußerstraße, Annenstraße, haben sie ihre Stellungen eingenommen, ehe noch von ihrem Näherkommen irgendetwas bemerkbar geworden ist. In Trupps von ca. 10 bis 15 Mann sitzen sie bis hinten am Schlossgarten, bei den Akademischen Heilanstalten, nach Düsternbrook hinaus in den Häusern und halten die Straßen von Menschen frei. Rücksichtslos
 wird gefeuert, wenn auch nur ein einzelner einen Augenblick stehen bleibt. Fortwährend preschen dort an der Peripherie des eigentlichen Kampfgebietes Schüsse durch die Straßen.

Am Kleinen Kiel
 haben inzwischen mittags gegen 12.00 Uhr, während die Truppen überall ihre Stellungen einnahmen, die eigentlichen Kämpfe begonnen. In einer umfassenden Bewegung sind Levetzower von der Universität her über den Lorentzendamm, zum Teil auch von der Brunswik her, durch die Dahlmannstraße heruntergekommen und versuchen nun, die Bergstraße herauf, sowie in die Fährstraße hinein zu kommen. Nur schwache Kräfte stehen ihnen
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gegenüber. Zunächst sind diese unformiert und ohne einheitlichen Willen. So gelangen die Stahlhelme fast ungehindert bis zur Ecke Fährstraße. Diese wird von den Arbeitern von der Muhliusstraße her unter Maschinengewehrfeuer gehalten. Zufällig zieht vom Stadttheater her ein Trupp bewaffneter Arbeiter heran, und nun beginnt am Kleinen Kiel, etwa von der Ecke Fährstraße bis zur Dahlmannstraße ein mörderischer Kampf, der mit der Vernichtung fast sämtlicher dort kämpfenden Truppen endet.
Währendessen haben sich andere Truppen am Dreiecksplatz, die Holtenauerstraße hinauf und nach der Bergstraße herunter festgesetzt. Sie bestreichen die Muhliustraße und Wilhelminenstraße und fügen der Zivilbevölkerung arge Verluste zu. Es sind weniger kämpfende Arbeiter, die getroffen werden, als harmlose Passanten, die zum teil ganz unbewusst in das Feuer hineingeraten. Besonders erbitterte Kämpfe entspinnen sich an der Ecke Bergstraße und Muhliusstraße, wo die Arbeiter vom Industriehof (Kasu) aus die gegenüberliegende Schule, die von Truppen besetzt ist, zu säubern versuchen. Von der Heftigkeit der dort stattgefundenen Kämpfe zeugen nicht nur die zerschossenen Fenster, sondern auch die durch Gewehrgranaten – die von den Truppen verwendet wurden – beschädigten Dächer und Mauern. Kämpfe 
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von ähnlicher Heftigkeit fanden in der Gegend der Annenstraße statt.
Nach längeren Kämpfen sind die Angreifer gezwungen, sich im wesentlichen auf die Verteidigung zu beschränken. Der Plan, das Gewerkschaftshaus zu nehmen, ist schon in den frühen Nachmittagsstunden als gescheitert zu betrachten. Ihrerseits gehen nunmehr die Arbeiter zum Angriff über, um die uniformierten Banditen zu vertreiben. Immer wieder kommt es zu erbitterten Nahkämpfen. In ununterbrochener Schussfolge geht das Gefecht stundenlang weiter. Immer neue Opfer fallen.“
 

Sanitäter, vor allem die Arbeitersamariter, kümmern sich um die Verwundeten und Toten. Sie scheuen sogar den Kugelregen nicht, um die Bergungsarbeiten durchzuführen. Einige von den Helfern müssen sogar ihrerseits ihr Leben lassen. Die Opfer werden sowohl im Gewerkschaftshaus als auch in den Krankenhäusern aufgenommen.
Am Abend haben die Arbeiter den Sieg errungen.

Um das Banditentum der Levetzower vollauf würdigen zu können, muss man sehen, dass Levetzow zu Mittag schon abgesetzt war. Endlich war das Telegramm von Vizekanzler Schiffer aus Berlin eingetroffen. Damit hatte die gewünschte Absetzung von Levetzow ihre Rechtmäßigkeit, 
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d. h. Verfassungsmäßigkeit erlangt, aber um welche Opfer. Siehe die Verhandlungen um die Absetzung am Vortag. Levetzow verabschiedete sich von den Truppen mit folgenden Worten, die ich (J. K.) dem Leser nicht vorenthalten will, da ich sie an anderer Stelle mit Aussagen von führenden SPD–Persönlichkeiten, wie Prof. Radbruch, konfrontieren werde.

„An meine braven Truppen!

Die Reichsregierung hat soeben meine Enthebung befohlen. Ich übergebe die Geschäfte als Gouverneur und Befehlshaber des Gouvernementsbereichs Kiel an Admiral Evers, im festen Vertrauen, daß Offiziere und Mannschaften meinem bewährten Nachfolger gegenüber in derselben mustergültigen Weise auch weiterhin ihre Pflicht treu erfüllen werden zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung und zum Kampfe gegen den Bolschewismus. Dann weiß ich sie alle in guter Hand.

Gott sei mit unserem geliebten Vaterland.“
 

Am Nachmittag übernimmt Admiral Evers die Geschäfte von Levetzow. Als Beirat wird ihm ein Viermännerkollegium zur Seite gestellt. Von der SPD Spiegel, von der USPD Güth, von den Demokraten Hieronymus und von der Deutschen Volkspartei Dr. Wittern.
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Die Absetzung Levetzows und die 

Waffenstillstandsverhandlungen, 

aber der Kampf geht weiter

Im Zuge der Absetzung lässt Vizekanzler Schiffer telefonisch die Bevölkerung bitten, „noch ganze Zeit Ruhe und Selbstzucht zu bewahren“ und weiter lässt er die Bevölkerung der Stadt Kiel „dringend“ bitten, „durch unbesonnene Gewalttaten“ nicht der Reaktion in die Hände zu arbeiten.“
 Diese Bitte mag der Kieler Bevölkerung recht makaber in den Ohren geklungen haben, angesichts des Überfalls seitens der Levetzower, trotzdem die amtliche Absetzung von Levetzow stattgefunden hatte. Recht arg wird die ganze Angelegenheit um dem am frühen Nachmittag in der Station abgeschlossenen Waffenstillstand, als ein von Admiral Evers und seinem Beirat unterzeichneter Aufruf an die Bevölkerung bzw. an die kämpfenden Arbeiter herangebracht wird.
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Die Herstellung von Ruhe und
Ordnung in Kiel

Der Volksbeirat, der sich 
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…

Inzwischen zogen das Detachement Claassen und die darin eingeschlossenen Zeitfreiwilligen randwärts in Richtung Kanalböschung, Levensauer und Hochbrücke ab.

Die Beendigung des Generalstreiks

in Kiel

Der Abzug des Detachement Claassen

Mit dem Abzug des Detachement Claassen war jetzt die Lage gegeben, den Generalstreik abzubrechen. Im Reich war der Generalstreik bereits am Mittwoch wieder abgeblasen
, aber die besonderen Kieler Verhältnisse hatten seine Fortführung verlangt.
Die Verhandlungen um die Erstattung 

von Lohnausfall und die Erfüllung an-

derer Forderungen der Arbeiter

Es kam zu Verhandlungen vor dem Lohn– und Arbeitsamt unter Teilnahme von Gewerkschaft, Partei, Magistrat und Arbeit-
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geberverbänden, besonders entscheidend für die Kieler Großbetriebe, und Zivilpersonen.

Die Arbeiterschaft hatte folgende Forderungen aufgestellt
:

1.) Auflösung und Entwaffnung   

2.) Bildung von Sicherungstruppen … die auf republikanischen Boden stehen.

3.) Über Zulassung zu dieser Arbeiterwehr entscheidet ein Wehrausschuss …

4.) Bezahlung der Streiktage.

5.) Aufhebung aller ausgesprochenen Kündigungen. …
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6.) Billigung eines Exekutivrates.
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Die in Frage kommenden Heizer und Maschinisten fordern wir auf, sich rechtzeitig mit ihrer Betriebsleitung in Verbindung zu setzen.

Die Zehnerkommission

Gewerkschaftskartell

Parteileitung der SPD, Parteileitung der USPD, Parteileitung der KPD. 

Die Ruhe und Ordnung ist hergestellt

Die Arbeit wurde dann auch wunschgemäß wieder aufgenommen, es wurde in den späteren Tagen auch eine Arbeiterwehr gegründet, die ca. 1300 Mann umfasste. Von ihr ist nur eine mutmaßliche Führung bekanntgeworden.
 Diese Arbeiterwehr
 musste aber nach 2 Monaten aufgelöst und auch entwaffnet werden, da sie nicht den amtlichen Richtlinien der Einrichtung von Einwohnerwehren entsprach.
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In der Station traten am 24. März 1920 die Offiziere zurück, sie wurden späterhin durch von Mannschaften selbst gewählte Offiziere ersetzt.

Amtlicherseits war man daran gelegen, dass alles wieder seinen geregelten Gang lief. Den Arbeitern wurde es untersagt, selbst Verhaftungen unter den Mitgliedern des Ordnungsbundes und der Zeitfreiwilligen zu machen.

Auch innerhalb der Reichswehr, d. h. hier in Kiel innerhalb der Marine
 durften keine eigenständigen Veränderungen, wie Absetzung und Ernennung, selbstständiges Bestimmen der Unterstellungsverhältnisse, durchgeführt werden.

Die Vorbereitungen zum Kapp-Putsch in Kiel

An den Schluss der Ausführungen über Kiel ist die Frage zu stellen, ob es denn nicht auch hier, nicht nur in Berlin selbst, Hinweise gegeben hat, nach der der Kapp-Putsch hier in Kiel schon gewisse Vorbereitungen hat. Nach einer Äußerung des Stadtverordneten P[oller?] in einer Stadtkollegiumssitzung
 am 31. März 1920 war Levetzow schon seit Januar von den Plänen der Kapp-Putschisten unterrichtet.
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Die Republik vom 13. März 1920 druckt einen ihr durch Zufall in die Hände geratenen Brief ab, der von einem Hans Otto v. Selle in Köslin am 21. Januar 1920 abgeschickt worden war und sich an einen hiesigen Marineoffizier richtete. Aus diesem Brief geht hervor, „dass es zu einem entscheidenden Schlag“
 kommt und der Briefschreiber hofft, dass es übers Jahr wieder eine Hohenzollernregierung gibt.
Weiter traf am 12. März 1920 aus Schlesien ein Teil einer Marinebrigade ein, die auch dazu bestimmt war, aufgelöst zu werden.

In einer vom Deckoffiziersbund in der Republik vom 21. März 1920, Jahrgang 3, Nr. 57 veröffentlichten Erklärung heißt es sogar:

„Aktenmäßig
 können wir nachweisen, dass wir seit langem Herrn Noske mündlich und schriftlich vor dem kommenden Putsch gewarnt haben, noch in der allerletzten Zeit!“
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Auch kann die Republik einen von Admiral Evers
 gezeichneten Befehl abdrucken, nachdem wegen eines Gerüchts einer Arbeiterunruhe auf der Reichswerft Bereitschaft angeordnet wird: 
„Das Motorboot der Ostsee-Torpedobootsflottille holt bei Alarm das Landungskorps von Triton, bringt es zum Munitionsdepot, holt dann von M. 7 in der Wik das Landungskorps des M.B.K., bringt diese ebenfalls nach dem Munitionsdepot und scheert an der Brücke Wellingdorf vorbei zu etwaiger Aufnahme von Zeitfreiwilligen.“

Wenn auch diese Anzeichen so offen nach außen sich nicht abspielten, sie wurden erst nach den Kapp-Putsch-Tagen veröffentlicht, so zeigen sie doch, dass erstens der Kapp-Putsch hier in Kiel eine langfristige Vorbereitung hatte, und dass die örtlichen Befehlshaber in der Ostseestation doch wohl nicht als Verführte zu denken waren.

Auf die Frage der Verhaftungen, freie Verhaftungen waren den Arbeitern verboten worden, will ich an weiterer Stelle eingehen, da sowohl die schleppende Behandlung der Anklage und die Ausführung des Amnestiegesetzes vom 4. August 1920 an, sich auf Schleswig-Holstein in bestimmter Weise auswirkt.
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II. Die Ereignisse in Schleswig–Holstein an

besonderen Beispielen dargestellt

Regierungspräsident, Oberpräsident, Landräte

Ich möchte nun auf die Ereignisse in Schleswig-Holstein eingehen. Entscheidend für die Auseinandersetzung war, dass dem Regierungspräsidenten in Schleswig, Pauli, sämtliche Verfügungen, die ihm von dem neuen Oberpräsidenten Lindemann - sein Vorgänger Kürbis war mittags am 12. März 19270 verhaftet worden und so musste das dadurch verwaiste Amt sogleich wieder besetzt werden - übergeben wurden. Womit Regierungspräsident Pauli tatsächlich die Geschäfte der neuen Regierung führte. 

Interessant ist nun die Argumentation, mit der dieser dreiste Beamte sein Verhalten rechtfertigt. Zu einer Ansprache am 15. März 1920 erklärte er vor den Beamten der Regierung Folgendes:

„1. Dass er unbedingt auf dem Boden der beschworenen Verfassung stehe.

 2. Dass keine Regierung auf eine Militärherrschaft gestellt und gegen das Volk geführt werden körne.

 3. Dass er es doch für die Pflicht der Behörden, damit auch für seine Pflicht halte, unter der die tatsächliche vermeintlich besitzende Regierung sein Amt fortführen, weil er darin die einzige Möglichkeit sähe, dass der Bürger-
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krieg vermieden bleibe und die Ruhe aufrecht erhalten werde.

 4. Das er keinen Augenblick zögern würde von seinem Amt zurückzutreten, falls die gegenwärtigen Machthaber unter Verletzung der Reichsverfassung gegen das Volk regieren würden."

Dies geht aus einem von dem wieder eingesetzten Oberpräsidenten Kürbis am 22. März 1920 [verfassten Bericht] hervor. Nach der auch darin enthaltenen Einschätzung durch Kürbis geht sogar hervor, dass in der Provinz Schleswig-Holstein der Militärputsch sofort zusammengebrochen wäre, wenn Fauli "seinen der alten Regierung geschworenen Treueeid gehalten“
 hätte.
Diese Art der Argumentation trifft in ihrem Wesen, nämlich dass man auf dem Boden der Verfassung durchaus stünde, aber eben die Ruhe und Ordnung aufrecht erhalten müsse, führt zwar richt bei allen verantwortlichen Beamten dazu, dass man sich offen auf die Seite der Putschisten stellt, aber meines Erachtens schon alleine dadurch, dass man die Geschäfte weiterführt, ist dies eine politische Tat, die auch ihre entsprechende politische Verantwortbarkeit nach sich zieht.
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Eine leichte Variation ergibt sich dazu, wie eben Beamte der Regierung es auch fertigbrachten, wenn man den Geist der Verfassung sehe, dann müsse man vom Wohl des ganzen deutschen Volkes ausgehen, von daher ist es nicht entschuldbar, sondern man muss weiterarbeiten. Und das war trotz allen Wortverdrehungskünsten das entscheidende für die Kapp-Putschisten, die auf diese Weise den Regierungsapparat zur Verfügung hatten. Gekoppelt mit der Unterbindung des Fernsprech– und Telegrammverkehrs, der Ausnahmen nur für die Putschisten zuließ, war dies ein gutes Element, mit einem Schlag per Staatsapparat mit seinen Ausläufern in den Landratsämtern, die Gewalt auf legale Weise in der Hand zu haben. Man darf auch nicht davon absehen, dass seit Januar noch ein Ausnahmerecht für das ganze Reich bestand, das eine weitere Grundlage für die neue Regierung bildete.
Die Einwohnerwehren

Die Putschisten konnten sich aber auch auf die bewaffnete Macht stützen, die eigentlich zum inneren Schutz der Republik gedacht war, nämlich die Einwohnerwehren. Obgleich Oberpräsident Kürbis in seinen offiziellen Ausführungsbestimmungen, aus allen Bevölkerungskreisen Menschen daran teilnehmen zu lassen, so war der Zutritt für USPD– und KPD–Mitglieder verboten, da sie da zu den Waffen kommen konnten,
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da diese sich nicht auf den Boden der Verfassung stellten, „sondern den Sturz der Republik anstrebten“
, „zur Beseitigung der Demokratie und Aufrichtung der Diktatur einer Minderheit.“

Sieht man sich weiter die soziale Zusammensetzung und die militärische Funktion an, dass dann in solchen Orten wie Segeberg, Eckernförde und Husum, dass also ihre politische Stoßrichtung eigentlich nicht gegen eine Militärdiktatur wandte, sondern gegen Unruhen u. ä., die von unzufriedenen Arbeitern und Landeinheiten hochgebracht wurden,
 so zeigt sich, dass trotz Weimarer Verfassung eine „Demokratisierung“ kaum stattgefunden hatte, sondern dass Bestandteile der Novemberrevolution wie Arbeiterräte, wie es sie an der Westküste in manchen Städten gab, zu reinen Deklamationsorganen herabgestuft wurden, und den der Rätegedanke in den Großbetrieben durch das Anfang 1920 erlassenen Betriebsrätegesetz eingeschränkt worden war und sämtliche politische Funktionen entkleidete.
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Die Art der Auseinandersetzung zwischen

Einwohnerwehren und Arbeitern

Doch die Arbeiter wehrten sich. Was neben den etwas lückenhaften Darstellungen ihrer bewaffneten Auseinandersetzungen auch darin seinen Ausdruck fand, dass den Einwohnerwehren an die 1200
 Gewehre weggenommen worden waren, bei einem Grundbestand von ca. 10 000
 Gewehren.
Es ist im Anschluß nach den Putsch-Tagen schwierig gewesen, wieder an diese Waffen heranzukommen. Im Landkreis Lauenburg versuchte man es, mit Erfolg, den dortigen Landrat durch Einsetzung gemischter Kommissionen (d.h, Teilnahme von Gewerkscheften u.ä.). Der Landrat von Plön hatte Schwierigkeiten bei der Entwaffnung der Arbeiterschaft: Wie denn überhaupt die Frage der Entwaffnung der Arbeiter nicht elne war, weil den Einwohnerwehren die Waffen weggenommen worden waren, sondern der Waffenbesitz überhaupt.

Der Landrat von Plön schlägt vor, dass der Oberpräsident einen Aufruf en öie Bevölkerung erlässt, die Waffen abzugeben, in welchen Strafandrohungen ent-
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halten sind für diejenigen, welche die Waffen nicht hergeben.“
 Obwohl auch die Entwaffnung rechtsstehender Gruppen vorgesehen ist, erhebt sich dagegen schärfster Protest vom Bund der Landwirte. Auf einer Versammlung in Oldenburg in Holstein nahmen sie folgende Entschließung an, die am 6. September 1920 an den Oberpräsidenten der Provinz Schleswig-Holstein gesandt wurde:
"Mehrere hundert in Oldenburg versammelte Landwirte erheben energischen Einspruch gegen die verfassungswidrige Verfügung des Herrn Oberpräsidenten betreffend die Auflösung der Organisation Escherich. Wir werden uns durch diese Verfügung richt im mindesten beeinflussen lassen. Das Bürgertum ist ebenso wie alle anderen Stände berechtigt, sich zu organisieren."

Eckernförde: Putsch und Flucht

Eckernförde:

Dies ist ein Beispiel einer fruchtbaren Zusammenarbeit von Bürgermeister, Landrat, Gutsbesitzern, Unternehmern, Freikorps und der Ostseestation Kiel, die ein Torpedoboot schickte.
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Andererseits kann man auch sehen, wie mäßigend die lokale Gewerkschaft auf die Arbeiter einwirkt, als ein ländliches Gegenstück zu Kiel.

Am Montag, den 15 März 1920, wurde der von den Gewerkschaften beschlossene Generalstreik durchgeführt.
 

Die Gewerkschaft hatten davon abgesehen
, die von den Arbeitern beantragte Besetzung des Rathauses und des Kreishauses durchzuführen, so dass es ein leichtes war, dass die Mannschaft des Torpedobootes, was abends angekommen war, mit Hilfe von bewaffneten Gutsbesitzern die Umgebung Rathaus und Kreishaus besetzten.
"Der Führer des Freikorps
, ein Gutsbesitzer und Reserveoffizier, ließ sich im Kreishaus nieder und errichtete eine Militärdiktatur. Es wurde der Belagerungszustand verhängt, Vorzensur für die Zeitungen eingeführt und die Verhaftung von Arbeiterführern angeordnet. Die Arbeiter antworteten mit der Stilllegung aller Betriebe und der Lahmlegung des gesamten Verkehrs.“
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In den nächsten Tagen gab es mehrere Zusammenstöße, wobei es 2 Tote gab. In einem Bericht des Aktionsausschusses an das Landratsamt Eckernförde am 21. April 1920, zeigt Jürgensen die Zusammenarbeit von Landrat, Bürgermeister und Freikorps Kellinghusen auf:

"Am 14, März hat der Landrat an einer Besprechung in der Wohnung des Bürgermeisters Dr. Albers, teilgenommen. Die Anordnung des sogenannten Oberbürgermeister Lindemann ist vor ihm befolgt worden, indem über die Presse die Zensur ausgeübt und regelmäßig Bericht Über die Lage an den Oberpräsidenten Lindemann gesandt worden ist.

Zur Unterstützung der Bestrebungen des Freikorps Kellinghusen, das im Sinne des Oberpräsidenten Lindemann und damit der Kapp-Regierung wirkte, hat der Landrat militärische Unterstützung aus Schleswig herbeigeholt.

Am 17. März 1920 wurde vom Freikorps Kellinghusen ein Flugblatt herausgegeben mit unterzeichnet vom Landrat Freiherrn von Schröder. Gegen den Bürgermeister, der offensichtlich einer der Haupturheber des Putsches war, hätte der Landrat von Aufsichts wegen vorgehen müssen, das ist nicht geschehen.“

Aus dem erwähnten Anschlag ist auch die propagandistische 
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Stoßrichtung zu erkennen, genauso wie auch in Kiel.

"Die Hauptsache für die Deutschen ist jetzt, die Ruhe und Ordnung wieder herzustellen, als deren Feind sich jetzt der Bolschewismus erhebt, der jetzt den russischen Terror, die russische Schreckenherrschaft bei uns einführen will. Vor dieser das ganze Vaterland bedrohenden Gefahr müssen alle Parteiinteressen zurückstehen und alle Deutschen, die den weiteren Bestand unseres Vaterlandes wollen, müssen in einer Front kämpfen…“

Genauso funktioniert auch hier die falsche Nachrichtenpolitik, um die von sonstigen Nachrichtenquellen abgeschnittene Bevölkerung in ihrem Widerstandswillen zumindest zu erschüttern. "… Reichskanzler Kapp zurückgetreten, Lüttwitz behält volle Gewalt. Die alte Regierung kehrt zurück und wird vor sich aus alle Bedingungen der neuen Regierung erfüllen. Gewerkschaftskartell Berlin hat nach Verhandlungen mit der Regierung Generalstreik abgesagt.

Kommandantur Kiel... "

Nachdem aber bekannt geworden war, dass der Putsch in Berlin und im Reich als gescheitert zu betrachten ist, nahmen 
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die Putschisten in Eckernförde Verhandlungen mit den Arbeitern auf. Vorher hatten sie sich noch per Erklärung auf den Boden der Verfassung gestellt und hinter die Regierung Ebert-Bauer. Freier Abzug mit Waffen wurde ihnen zugebilligt, mit dem Torpedoboot fuhren sie weg.

Flucht der Putschisten

Bürgermeister von Eckernförde, Dr. Albers, und des Magistratsmitglied, Justizrat Dr. Matthiesen sowie einige Gutsbesitzer entflohen mit dem Torpedoboot. Landrat Schröder, der nach Schleswig gefahren war, um sich dort bei der Regierung zu erkundigen, war dort in Schutzhaft genommen worden. 
Auf die Ersetzung des Arbeitsanfalles komme ich hier nicht zu sprechen, da dies auch hier für die Arbeiter geregelt wurde, aber die rechtliche Liquidierung behandle ich an weiterer Stelle, da mir dieser Punkt für die Weimarer Republik von prinzipiellen Charakter zu sein scheint.

Schleswig: Der Kampf um das Schloss Gottorf

Über die Geschehnisse in Schleswig möchte ich auf „Hermann Clausen, Der Aufbau der Demokratie in der Stadt Schleswig nach den zwei Weltkriegen"
 hinweisen.
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Am Sonnabend wurde von Major von Lattart, der zwei ganze Schwadronen des Husumer Regiments Nr. 14 befehligte, der Ausnahmezustand verhängt. In der Nacht vom 13. auf den 14. März 1920 erlässt der Beigeordnete Adler (beim Regierungspräsident Pauli) eine Proklamation, "Eher zur Regierung Ebert-Bauer zu halten und einen Volksrat (Aktionsausschuss) zu bilden, der die politischen Abteilungen bei den einzelnen Körperschaften überwachen sollte."
 Aufgrund dessen wird Adler in Schutzhaft genommen.

Schleswig ist insofern interessant, da sich der Bürgermeister weigert, sich von den Putschisten bewachen zu lassen,
Als weiteres muss hervorgehoben werden, dass der Widerstandswille im Schloss Gottorf eigentlich nur durch die militärische Führung gegeben war, die Unteroffiziere sich am Putsch enthalten wollten, aber durch die Forderung nach Entwaffnung man nun doch wieder an die Seite ihres Heerführers ging.

Weiter muss man sehen, dass die gehobene einheimische Bevölkerung, wie einige Geschäftsleute sich an die Putschisten anhängten, indem sie zum Arbeiterstreik einen Geschäftsstreik durchführten. Es wurde eine Zeifreiwilligentruppe gebildet, aber sie erschien nicht bei den Kampfauseinandersetzungen am Schloss.
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Weiter kann man Schleswig sehen, dass richt nur, wie in Eckernförde, die Arbeiter die eigentlichen waren, die den Widerstand aufnahmen, sich Waffen "basorgen" mußten, sondern auch die weite Solidarität die sie untereinander praktizierten.

„Im Laufe des Nachmittags und der folgenden Nacht (18. März bis 19. März) hatten die Einwohner erhebliche Verstärkungen aus Rendsburg erhalten. Es waren bei diesen Verstärkungen drei Geschütze, darunter auch eine 15 …. Haubitze, ferner angeblich 250 Mann Militär (Infanterie und Staffelstab) mit 6 Maschinengewehren und etwa 250 Arbeiter mit 4 Maschinengewehren, ferner angeblich aus Husum und Flensburg mehrere Hundert Arbeiter.“
 Eine weitere Besonderheit war die, dass die Eisenbahn in Schleswig und damit auch der Eisenbahntelefonverkehr in Händen der Arbeiter war, was natürlich mit dazu beitrug, den Kapp-Putsch in Schleswig in einer Force ersticken zu lassen.
Der Landrat war, obwohl er sich nicht offen für die neue Regierung erklärte, durchaus Erfüllungsgehilfe für diese Regierung, indem er die vom Oberpräsidenten ausgegebenen Bekanntmachungen sehr gut sichtbar aushängte, was ihm einen Verweis eintrug.
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Rendsburg: Neutralität der Reichs-

wehrtruppen

Rendsburg war der besondere Fell, da es hier zu keinen bewaffneten Auseinandersetzungen kam, da es gelungen war, die lokalen Reichswehrtruppen zur Neutralität zu bewegen. 

Neumünster

Neumünster, der große Verkehrsknotenpunkt in Schleswig-Holstein mit seiner Textilfabrik und den großen Eisenbahnwerkstätten führte seinen Generalstreik, der en die 1000 Arbeiter betraf, geordnet durch.

Die Westküste und Ostholstein: Das Landarbeiterproblem

Jedoch in Gebieten der Westküste als auch in Ostholstein mit Ausnahme eines kleinen Gebietes in Lütjenburg, kam es zu kleineren Scharmützeln, auch wie in Segeberg, waren die Einwohner auf Seiten des Landrats, wurden aber von den Arbeitern verprügelt, worauf diese sich dann verflüchtigten. Die Auseinandersetzungen, besonders auf den Gutsbesitzen, in Plön, sollten blutig gewesen sein.
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Doch die Nachrichten sind sehr spärlich. Man muss auch sehen, dass besonders in den großen Landwirtschaftsbetrieben, das Elend der Arbeiter sehr groß war, sodass von daraus die Einwohnerwehren gleichzeitig Polizeiaufgaben hatten. Es gab nämlich organisierte Plünderungsfeldzüge, was man aber vergleichen muss mit der Bedrohung der Landwirte und Gutsbesitzer, keine Lebensmittel mehr liefern zu wollen.
Interessant der Aufruf zur Arbeitsaufnahme, da in ihm keinerlei Garantien angeboten wurden, gegen einen nochmaligen Kapp-Putsch, außerdem zeigt es, dass die Arbeitsgemeinschaften, so partnerschaftlich es auch klingt, letztlich gegen die Arbeiter gerichtet sind.

FN, Nr. 75, Dienstag, den 30. März 1920, Jahrgang 56: 

„An die Arbeiter und Arbeitgeber in der Landwirtschaft richtete die Reichsarbeitsgemeinschaft land– und forstwirtschaftlicher Arbeitgeber und Arbeitnehmervereinigungen einen Aufruf, in dem es heißt: 

Nachdem der Generalstreik erledigt ist, richtet die Reichsarbeitsgemeinschaft die dringende Mahneung an die landwirtschaftliche Arbeiterschaft, die Arbeit unverzüglich wieder aufzunehmen. Der der Arbeiterschaft aufgezwungene Generalstreik fiel in eine Zeit der dringendsten Bestellungsarbeiten. Wenn das deut-
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sche Volk bestehen will, muss alles geschehen, um die versäumte Arbeit nachzuholen. Dies ist notwendig zur Sicherung der Volksernährung. Daher ersuchen wir die landwirtschaftliche Arbeiterschaft, soweit nur irgend möglich, in den nächsten Tagen Überstunden zu leisten. Dass diese … als Überstunden bezahlt werden, steht außer Zweifel. 
…

An die Arbeitgeber richten wir die Mahnung, in Anbetracht der gespannten Lage, Verhandlungen mit der Arbeiterschaft und deren Organisationen nicht abzulehnen. Ferner ersuchen wir die Arbeitgeber, keine Kündigungen und Entlassungen wegen politischer oder gewerkschaftlicher Betätigung vorzunehmen.“

Der Kapp-Putsch und die Abstimmung in der 2. Zone

Der Einfluss auf die Abstimmung

Eine Besonderheit ergab sich für die Abstimmung in der 2. Zone für Nordschleswig. In diesem Gebiet saßen die Alliierten, die nach dem Verlauf der Abstimmung, ob nach Dänemark oder Deutschland, zu überwachen hatten. Der Kapp-
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Putsch zeigte in diesem Gebiet keine direkten Auswirkungen, sondern trotz Generalstreik waren die Stimmberechtigten, die von außerhalb kamen, befugt auf Sonderzügen in das Abstimmungsgebiet zu fahren. Bis auf einzelne wenige, wie z. B. Pastor Schmidt-Woddenin einer Tondener Zeitung, setzte sich kaum jemand offen für einen Erfolg der Kappisten ein.

Von den Dänenanhängern, die im Flensburg Avis ihr Sprachrohr besaßen, wurde diese ausgeschlachtet, um die Wähler vom „bösen Preußentum“ abzuschrecken und damit Dänemark günstig zu stimmen.

Die deutschen Parteien, auch die SPD, kümmerten sich eigentlich nicht um den Kapp-Putsch und die Notwendigkeit seiner Niederschlagung, sondern sprachen die Schleswig-Holsteiner daraufhin an, eine selbstständige Entscheidung zu fällen.

Nach dem Urteil des britischen Präsidenten der Internationalen Kommission, Marling, meldete am 20. März 1920 an Außenminister …….,
 „dass der Berliner Putsch keinen nennenswerten Effekt auf das Abstimmungsergebnis gehabt habe.“ Aus Marlings Bericht
 vom 2. April 1920 ergibt sich, dass nach seiner Meinung die Abstimmung zu einem Zeitpunkt er-
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folgt sei, der für die Dänen günstig war, dass man das Ergebnis jedoch als „ziemlich wahrheitsentsprechend“ bezeichnen müsse, denn Flensburg sei wirklich eine deutsche Stadt.

Wie wird der Kapp-Putsch aufgegriffen

Die FN
 haben telephonische Verbindung mit der provisorischen Regierung aufgenommen. „Sie erklärt uns, dass sie die Zusagen der bisherigen Reichs– und Staatsregierung an Schleswig-Holstein in vollem Umfang übernimmt und für ihre Durchführung sorgen will …“

Der Magistrat in Flensburg

Der Magistrat in Flensburg trug die Verlautbarungen, die ihm von der neuen Regierung bzw. Oberpräsident Lindemann und dem Kommandeur der Ostseestation übermittelt wurden, den Zeitungsredaktionen an.
 Erst auf Anruf der Volkssitzung [Volkszeitung?]
 sind die Aufrufe zurückgezogen worden.
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Die SPD in Flensburg
In diesem Zusammenhang muss man aber sehen, dass die Charakterisierung der demokratischen Parteien durch die SPD in der Volkszeitung
: „Viel Worte mit demokratischen Floskeln durchsetzt, eine Mischung von Rückständigkeit und Phlegma. Während in anderen Orten die Demokratie gemeinsam mit den übrigen Linksparteien in schärfster Weise opperieren und voll ehrlicher Entrüstung Hand in Hand mit der Opposition gehen, auch an ernsten Kämpfen teilnehmen, sitzt die Flensburger Demokratie, die Zipfelmütze über die Ohren gezogen, gemächlich ihr Pfeifchen rauchend und prophezeit eine rechtsgerichtete Regierung.“
Diese Charakteristik trifft meine s Erachtens die Flensburger SPD genauso, denn trotz der Forderungen der Amerikaner begnügte sie sich mit in der Zeitung dargelegten Protesten und sah ihr Hauptproblem in der Abstimmung.

Zu den Begräbnisfeierlichkeiten in Kiel schickte sie dann auch ihre Solidaritätsgrüße und einen Trauerkranz. Anbetracht des schweren Standes, den die Kieler aber auch z. B. die Schleswiger Arbeiterschaft hatte, ein etwas trauriges Bild. Denn nicht Appellationen an die gute Einsicht, sondern der bewaffnete Kampf der Arbeiter war es, der dieser Militärdiktatur ein Ende bereitete.
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Apenrade

Im Apenrade kam es am Montag, den 15. März 1920 zu einer Demonstrationsversammlung
, die von den Gewerkschaften und der Partei einberufen worden war.

„Sämtliche Redner sprachen im Sinne der der Vorbesprechung für die Regierung Ebert-Bauer, gegen den Versuch, die Regierung zu stürzen. Lebhafte Zustimmung der Versammlung zeigte, dass die Redner im Sinne aller Arbeiter sprachen.

Eine Resolution, welche nur die Regierung Ebert-Bauer anerkennt und sich auf schärfste gegen jeden Versuch, die Regierung zu stürzen wendet, wurde einstimmig angenommen.

Eine reaktionäre Regierung, so heißt es gleichfalls in der Resolution, bedeutet eine Gefahr für eine friedliche Lösung der nordschleswigschen Frage.“
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Der Abzug des Detachement Claassen aus Kiel

Der Abzug aus Kiel und der Marsch 

ins Lockstedter Lager

Doch nun wieder zurück nach Kiel. Die Loewenfelder-Brigade, der sich auch ein Teil der Zeitfreiwilligen, darunter besonders die Studenten aus  Angst vor Rache der Arbeiter, angeschlossen haben, marschierte nördlich aus Kiel hinaus. Es gab noch kurze Nachgefechte mit Kieler und Friedrichsorter Arbeitern, damit der Abgang auch garantiert vonstatten gehen würde. 
Es lief zunächst das Gerücht um, dass die Loewenfelder
 sich in das Abstimmungsgebiet begeben, um sich von der Internationalen Kommission entwaffnen zu lassen, da diese für sie glimpflicher abgehen würde, als eine Entwaffnung durch die Arbeiter, bei der sie, wenn nicht auch zu unrecht, Repressalien befürchten mussten.
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In einem Bogen unter Umgehung von Gettorf zogen die Loewenfelder in Richtung Alt-Duvenstedt weiter, von wo verlautbar wurde, dass man sich in Alt Duvenstedt verschiffen lassen wollte.

In Verhandlungen mit dem Aktionsausschuss Schleswig und Vertretern der Arbeiterschaft Rendsburg, Eckernförde wurde erreicht, dass die Loewenfelder die größeren Ortschaften meidend in das Lager Lockstedt einzogen.

Aber es waren nicht die Verhandlungen allein, sondern dahinter stand der bewaffnete Wille der Arbeiterschaft. Von weitem wurde der Weg der Loewenfelder verfolgt, und in den Ortschaften wie Gettorf oder vor den Toren Rendsburgs standen Arbeiterwehren bzw. Sicherheitswehren, die in Rendsburg eigens zu diesem Zweck ausgebildet worden waren, auf jede Verletzung des Abkommens sofort zu reagieren. Somit hatten die Loewenfelder mit der in Kiel geübten Praxis keinen Erfolg, nämlich in Ungewissheit zu lassen, eventueller Abmarsch nach Norden bzw. Umschiffung, Duvenstedt oder sogar die Erklärung, jetzt auf einmal hinter der Regierung Ebert-Bauer zu stehen.
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Im Lager Lockstedt

Im Lager Lockstedt
 sollte die Loewenfelder Brigade, die durch Hinzuziehung der Zeitfreiwilligen Detachement Claassen hieß, aufgelöst und entwaffnet werden. Auch Döberitz kamen Truppen dahin.

Doch hier entstand fernab der Kontrolle durch das Reichswehrministerium genauso eine Kriegslager-Atmosphäre, wie sie im Döberitzer Lager bestand. Augenzeugen berichten, dass da ein lebhaftes Militärleben geführt wurde. Die Truppen versahen sich sogar mit den Insignien der Kaiserzeit.

Trotz aller Forderungen, sogar der USPD zum Trotz, die außer Protesten nichts unternahm wurden die Einheiten nicht aufgelöst, sondern sie bekamen eine Abmarschorder ins Ruhrgebiet, um dort unter Bruch des Bielefelder Abkommens mit an der Niederschlagung der Roten Ruhrarmee sich, mit Kaiserliedern auf den Lippen, zu beteiligen.
Der Einsatz im Ruhrgebiet

Damit zeigt sich, dass der in Berlin eingeleitete Prozess „Reichswehr schießt nicht auf Reichswehr“ um 
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deren innere Einheit zu erhalten auch die Auswirkung hat, dass, wie in anderen Fällen auch die Reichswehr nach rechts nicht in Erscheinung tritt, aber nach Links d, h, den Arbeitern und ihren Führern gegenüber ein Blutbad nach dem andren schafft. D.h. es zieht sich in innerer Ring von der SPD in Kiel, die vor der Rechten kapitulierte, wenn nicht sogar mit ihnen sympathisierte – sie lässt die Loewenfelder als gleichberechtigte Partner abmarschieren – bis zu dem Einsatz der Reichswehrtruppen im Ruhrgebiet. Diese Truppen, die eben noch geputscht haben, marschieren auf dem Boden der Verfassung. Dies Verhalten zeigt doch, dass die Weimarer Demokratie keine Freiheit für die Weimarer Demokratie bedeutet, sondern der Reichswehr die Freiheit gab, über die arbeitende Bevölkerung die Exekution zu verhängen.
Die Justiz behandelt den Kapp-Putsch

Die Forderungen nach gerichtlicher Verfolgung

Doch wollen wir uns der juristischen Liquidation des Kapp-Putsch zuwenden. Meines Erachtens drückt die Stimme der SPD in der FVZ
 durchaus den Komplott der gerichtlichen Verfolgung der Kapp-Putsch-Verantwortlichen aus
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und zwar in der Auseinandersetzung der Räterepublik. Es besteht die Gefahr, dass in Arbeiterkreisen dar Gedanke aufsteigt, dass die Demokratie vielleicht doch nicht das rechte Prinzip sei und man mit der Räterepublik weiterkomme, ist doch nur zu begreiflich. Daran, dass derartige Erwägungen aus den politischen Gedankengängen der Arbeiterklasse an ehesten verschwinden würden, wenn die Kapp und Genossen als Hochverräter die Kugel bekämen, ist nicht zu bezweifeln. 

Schon deshalb sollte man was nur möglich ist tun, um alles, was mit ihnen sympathisierte, auch den sauberen Herrn Lindemann, einer exemplarischen Bestrafung zuzuführen. Der demokretische Gedanke in der Arbeiterklasse kann  nur Bestand haben, wenn die deutsche Republik zeigt, dass sie jeden Frevel gegen sie und ihre vom Volk beauftragten Gewalthaber mit unnachsichtiger Strenge ahndet. Geschieht das, wird weiter die Reichswehr von allen reaktionären Elementen gesäubert und die Arbeiterschaft in die Einwohnerwehr eingegliedert, so werden wir auch diese Märzstürme der Reaktion bald überwunden haben, denn das Proletariat weiß nur zu genau, dass eine sogenannte proletarische Diktatur nur eine solche der Räte sein kann und immer Unwillen hervorrufen und daher nie Bestand haben wird, solange wir Sozialisten nicht die überwältigende Mehrheit des deutschen Volkes hinter uns haben.
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Nachdem der Futsch in Berlin zusammengebrochen war, die alte Regierung wieder ihre Geschäfte wahrnahm, übernahm General von Seeckt die Führung der Truppen. in ihrem ersten Aufruf fordert die Regierung zur Wiederaufnahme der Arbeit auf, kein Wort von einer Belagerung der Kapp-Putschisten.

Die Haftbefehle gegen die Verantwortlichen des

Kapp-Putsch

Nachdem in der ersten Zeit Untersuchungen durchgeführt wurden, wie z.B, bei den gefangenen Zeitfreiwilligen im Eichhof, verengte sich der Kreis der Verantwortlichen immer mehr. Da kaum Zeit war, musste der größte Teil auch schon entlassen werden.

Doch nun zu den Hauptverantwortlichen.
Geren den früheren Oberbürgermeister von Kiel, Lindemann, dem Landrat Löw von Kiel, Major a.D. von Winterfeld, als auch Regierungspräsident Pauli in Schleswig und Konteradmiral a.D. Otto Bridgen von Levetzow in Kiel wurde ein Haftbefehl ausgestellt,
 da sie dringend verdächtigt sind, im März 1920 im Inland dem Generallandschaftsdirektor Kapp zum Verbrechen des Hochverrats durch die Tat wissentlich Beihilfe geleistet zu haben, – Verbrechen nach §§ 81 Nr. 2, 49 StGB – und weil die Beschuldigten sämtlich eine hohe
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Strafe zu erwarten haben, die Beschuldigten Lindemann, von Löw und von Winterfeld außerdem auch flüchtig sind und daher Fluchtverdacht begründet ist.
Die Forderung nach Bestrafung wurde überall diskutiert, so erklärte auch Philipp Scheidemann am 18. März 1920 in der Nationalversammlung: 
"Wir verlangen die gründliche Säuberung der Reichswehr. Wir verlangen die Entlassung aller Offiziere, deren Loyalität gegenüber der Republik nicht außer Zweifel steht. Wir verlangen die Entwaffnung der Truppen, die gemeutert haben.

Wir verlangen auch gründliche Auskehr in den Zivilbehörden. Wer seiner monarchistischen Überzeugung wegen der Republik nicht loyal dienen kann, der mag gehen. 
Wir verlangen strengste Bestrafung der Verbrecher, die die Republik in so heimtückischer Weise aus dem Hinterhalt überfallen haben, die unser ganzes Wirtschaftsleben erschüttert und über das Volk neues Elend, neue Not und Tod gebracht haben, schärfste Bestrafung dieser Verbrecher, sowie restlose Konfiskation ihres Vermögens, das ist unsere Forderung …“

Doch diese populären Forderungen wurden nicht erfüll
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Der Amnestieerlass vom 4. August 1920
und seine Anwendung

Am 4. August 1920 wurde das Amnestiegesetz erlassen, dessen § 1 folgenderweise lautet:
Für Straftaten, die zur Abwehr eines hochverräterischen Unternehmens gegen des Reich begangen worden sind, wird Straffreiheit gewährt.
Ferner wird Straffreiheit Personen gewährt, die an einem hochverräterischen Unternehmen gegen das Reich mitgewirkt haben, sofern sie nicht Urheber oder Führer des Unternehmens gewesen sind.

Straffrei sind auch Handlungen, die im Zusammenhang mit dem hochverräterischen Unternehmen oder seiner Abwehr begangen worden sind, sofern nicht Iediglich auf Roheit Eigennutz oder sonstigen nichtpolitischen Beweggründen beruhen …“
Aufgrund dieses Gesetzes wurde das Verfahren als auch die angeordnete Vermögensbeschlagnahme aufgehoben.

Gründe:

nach den angestellten Ermittlungen sind die Angeschuldigten weder Urheber noch Führer eines hochverräterischen Unternehmens im Sinne § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Gewährung von Straffreiheit vom 4. August 1920 gewesen. 
Dem Antrag des Angeschuldigten von Winterfeld auf Wiederaufnahme des Verfahrens kann nicht stattgegeben werden, da
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eine weitere Prüfung der Schuldfrage nach dem Amnestiegesetz ausgeschlossen ist.“

Ähnlich läuft die Sache z. B. in Eckernförde, wo das Verfahren gegen 29 Beschuldigte, darunter Bürgermeister Dr. Albers, Tabakfabrikbesitzer Spethmann, Müllereibesitzer Rau, Räuchereibesitzer Bernhardt, Justizrat Matthiesen, viele Gutsbesitzer, wie Kellinghusen, Kirsten, Clausen und andere ebenfalls auf Grund dieses Gesetzes eingestellt wird.

Als Beispiel, in welchem Sinn die Justiz damals für die Kämpfe gegen den Kapp-Putsch gewirkt hat, möchte ich den Fall eines Drehers B.
, der beim Kapp-Putsch tödlich verletzt wurde, hinweisen. Der Antrag seiner Witwe auf Hirterbliebenrente wurde auf Beschwerde des Reichsfiskus abschlägig beschieden, da dem Kämpfer sowohl die „Berechtigung zum Kampf" als auch der „gute Glaube“ zu verneinen ist. Der Aufruf zum Generalstreik wurde ja nicht von der Regierung, sondern nur von ihren sozialdemokratischen Mitgliedern mit dem Parteivorstand der SPD geleistet.
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Als ob es nicht um das „Wohl und Wehe“ des deutschen Volkes gegangen wäre. D. h., so gesehen war das Opfer selbst schuld.

Schlussbemerkung

Die Niederschlagung des Kapp-Putsches hatte den Arbeitern gezeigt, dass diese Republik es nicht wert war, von ihnen verteidigt zu werden. Denn die demokratischen Stützen der Gesellschaften, vor allem die SPD, die jedenfalls Demokratie am meisten bejahte, führte ihre Politik gegen die Gefahr einer Rätediktatur man denke nur an die Tätigkeit Noske 1918 in Kiel, den Befehl zum Einmarsch ins Ruhrgebiet 1920, die Richtlinien für die Einrichtung der Einwohnerwehren, so dass sie (die SPD) ob sie wollte oder nicht, sich auf der Seite der Kapp-Putschisten wiederfinden musste.
Und somit hatte die Niederschlagung der Kapp-Putschisten seine Quellen nicht beseitigt.

� Die Reichswehr sollte im Zuge ihrer Reduzierung auf 100.000 Mann, am 20. April 1920 nur noch 200.000 Mann, und die Marine nur noch 150.000 Mann umfassen.


� Anmerkung Klaus Kuhl: Trotha war zu der Zeit Vizeadmiral.


� an diesem und darauffolgendem Tag kämpften auf Seiten der Reichswehr echte "Baltikumer"


� Republik, Nr. 58, vom 22. März 1920


� spätere Ingenieurschule


� Anm. Klaus Kuhl: Nach dem Bericht des Sipo-Leutnant Kemsies (LAS 301 Nr. 4458) hatten die Polizisten selbst ihre Offiziere gefangen gesetzt. Der Bericht ist online zugänglich (15. September 2019) unter: http://www.kurkuhl.de/docs/sipo_kemsies_arbeiterwehr.pdf.


� an der Stelle des heutigen Landeshaus gelegen


� heutige Oberfinanzdirektion


� SAKI 20907, KNN Nr. 60, Sonntag, den 21 März 1920


� PWb Nr. 66/70, Dienstag, den 23. März 1920, LBKI


� Republik, Nr. 58, 22. März 1920


� heutige Legienstraße


� über die militärische Leitung auf Seiten der Arbeiter, wie Zusammensetzung, Befehlswege, Unterscheidung in verschiedenen militärische Funktionen, als auch Kampfpläne, konnte ich keine Quellen finde bzw. weder einen Hinweis wo dies zu finden ist.


� (unterstrichen von mir J.K.)


� Ein Beleg dafür mögen wohl die Häuserschäden sein, für deren Entschädigung die Hausbesitzer sich später an den Magistrat wenden.


� Anm. Klaus Kuhl: Im Original gesperrt gedruckt.


� SAKI 20908, Republik Nr. 58 vom 22. März 1920


� SAKI, 20907 Bl. 39


� SAKI, 20907, Bl. 39


� Anmerkung Klaus Kuhl: Der Autor meint hier vermutlich Mittwoch, den 17. März 1920. Nach Büttner wurde der Streik erst durch einen Verhandlungskompromiss am 20. März, bei dem wesentliche Forderungen des Neun-Punkte-Programms der Gewerkschaften von den Regierungsparteien akzeptiert wurden, beendet. Ursula Büttner: Weimar. Die überforderte Republik. In: Bruno Gebhardt: Handbuch der deutschen Geschichte, Bd. 18, 10. Aufl. 2010 Stuttgart, S. 173–714, hier S. 371.


� aus Anlage zum Magistratsprotokoll vom 22. März 1920 SAKI 20907 Bl. 68


� Siehe Anmerkung auf Seite 48


� Flugblatt in SAKI 20907, Bl. 84


� siehe Akte


� LASL 301/5713


� LASL 301/4458 O.P. 4063


� Schleswig-Holstein VZ, Nr. 77, 31. März 1920, in SAKI 20908


� Anmerkung Klaus Kuhl: Levetzow hat dies in seiner Vernehmung zugegeben, sagte aber aus, er habe die Putschpläne an seinen Vorgesetzten Trotha gemeldet und damit gedacht, er habe dadurch den Putsch verhindert. Allerdings hat Levetzow wichtige Bestandteile der Putschplanungen eigenständig umgesetzt (z. B. die – illegale – Ersetzung des Oberpräsidenten), was dafür spricht, dass er durchaus in die Putschvorbereitungen einbezogen war. Siehe dazu: Klaus Kuhl: Kiels „blutiger Donnerstag“, 18. März 1920. Kiel 2019, S. 17 f. Online zugänglich (aufgerufen 17. September 2019) unter: http://www.kurkuhl.de/docs/ereignisse_18-03-1920.pdf


� Republik 13. März 1920, Nr. 56


� Um welche Akten es sich handelt, und wo sie aufbewahrt sind, konnte nicht festgestellt werden J.K.


� Anmerkung Klaus Kuhl: Ernst Ewers war zu der Zeit Konteradmiral. Verschiedentlich findet sich die offenbar falsche Schreibweise „Evers“. Siehe dazu: Hildebrand, Hans H.: Deutschlands Admirale 1894 - 1945. Die militärischen Werdegänge der See-, Ingenieur-, Sanitäts-, Waffen- und Verwaltungsoffiziere im Admiralsrang (4 Bände und ein Nachtrag). Osnabrück 1988 - 1990. 


� Anmerkung Klaus Kuhl: Ewers nahm später zu diesen Vorwürfen in der Kieler Zeitung Stellung. Dabei wich er jedoch der Frage nach der Berechtigung der erhöhten Bereitschaft aus. Siehe dazu: Klaus Kuhl: Stellungnahme von Konteradmiral Ernst Ewers zur Frage der angeordneten Bereitschaft. Kiel 2019. Online zugänglich (aufgerufen 17. September 2019) unter: http://www.kurkuhl.de/docs/statement-ewers_1920-03-26.pdf.


� LASL 301/4457, „Bericht über den Staatsstreik in Kiel und der Provinz Schleswig-Holstein“ 


� Ebenda


� LASL 301/2445 O.P. 8941 17. September 1919


� LASL 301/2445 O.P. 8941 17. September 1919


� Ebenda


� Siehe Schreiben des Reichsministers des Inneren von Berlin, 19. März 1920, worin sich jener über die Tätigkeit der Einwohnerwehren bedankt und nochmals auf die besonderen Wichtigkeiten eingeht: „Die Einwohnerwehren sind in Verbindung mit der Reichswehr und Sicherheitspolizei das einzige Mittel zur Vertreibung des Bolschewismus (Rätediktatur). Sie müssen daher mit allen Mitteln unterstützt, aber nicht aus parteipolitischen Gründen in ihrer Tätigkeit beschränkt werden.“


� 


� LASL 301/2445


� LASL 301/5738


� LASL 301/5738, Schreiben des „Bund der Landwirte“


� Anmerkung Klaus Kuhl: Siehe dazu auch: Rolf Schulte: Der Kapp-Putsch in Eckernförde. In: Kurt Hamer, Karl-Werner Schunck und Rolf Schwarz (Hrsg.): Vergessen + verdrängt. Eine andere Heimatgeschichte. Arbeiterbewegung und Nationalsozialismus in den Kreisen Rendsburg und Eckernförde. Eckernförde 1984, S. 22–25. Im Jahr 1995 wurde die dritte, um einem Nachtrag erweiterte Auflage herausgegeben.


� FTB Nr. 62, vom 23. März 1920


� Ebenda


� Freiherr von Schröder, laut Bekanntmachung vom 17. März 1920 in Eckernförde, aufgefunden in LASL 301/4457


� FTB Nr. 62, vom 23. März 1920


� LASL 301/4457


� aufgefunden in LASL 301/4457


� LASL 301/4457


� In LA Schleswig, SI [?], 4553 S. 14–29


� LASL 301/5713


� Clausen, S. 25: Aus Flensburg erscheint die Hilfe sehr unwahrscheinlich, da sich in den damaligen Zeitungen kein Hinweis finden lässt.


� Dr. Max Kiepert, Die Arbeit des Landrats, Berlin 1935, darin 28. Abschnitt, Kapp-Putsch.


� Hans Berger: Das Janusgesicht des Nordens. Frühjahr 1920. LASL E II 210 IV 


� British Documents Nr. 429 S. 595 ff., in Anm. oben


� FN Nr. 61, 56. Jahrgang, Sonnabend 13. März 1920


� Ebenda


� FN Nr. 73, 56. Jahrgang, Sonnabend 27. März 1920


� Ebenda


� FVZ Nr. 63, Dienstag 16. März 1920 Stadtnachrichten


� FVZ Nr. 64, Mittwoch, 17. März 1920


� Die Loewenfelder Brigade bildete mit den Zeitfreiwilligen zusammen das Detachement Claassen


� Sie waren nicht mehr mittelbar der Station unterstellt, sondern dem Reichswehrministerium, das im Augenblick als Hauptgefahr die Errichtung einer deutschen Rätediktatur sah, (s. Ruhrkampf).


� Das Detachement Claassen traf am 26. März 1920 mit ca. 1200 Mann im Lager ein, zeitungsnotiz in PWb, Nr. 75, Sonntag 28. März 1920


� FVZ, 10. Jahrgang, Nr. 65, Donnerstag, 18. März 1920


� FVZ, 10. Jahrgang, Nr. 65, Donnerstag, 18. März 1920


� LASL 301/5713


� Reichstagsprotokolle, S. 4905, abgedruckt in H. u. E. Hannover, Politische Justiz 1918 – 1933, Frankfurt am Main 1966, S. 84


� LASL 301/5713


� H. und E. Hannover, S. 80. Es empfiehlt sich, das Kapitel „Der Kapp-Putsch und seine Folgen“ durchzulesen, da bei den angeführten Fällen im weiteren Reichsgebiet außerhalb der OProvinz Schleswig-Holstein noch vieles klarer zutage tritt, auf welcher Seite die Justiz selbst stand.





